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Alternativrechnungen 
zur Gesamtentwicklung des Arbeitsmarktes 1974 
— Annahmen, Maßnahmen und ihre Auswirkungen — 

Autorengemeinschaft * 

Weder das Ausmaß der Energieversorgungskrise noch ihre Auswirkungen auf Wirtschaftsab-
lauf und Arbeitsmarkt im Jahre 1974 lassen sich gegenwärtig realistisch quantifizieren. „Wahr-
scheinlichkeits-Prognosen“, wie sie an dieser Stelle bislang jährlich für das jeweils kommende 
Jahr erstellt worden sind, haben in dieser Situation vermutlich nur eine relativ kurze Lebens-
dauer und erscheinen daher kaum nützlich. 
Hilfreich sind jetzt allein realitätsnahe Modellrechnungen, mit denen rechtzeitig aufgezeigt 
werden kann, 
- welche Entwicklung bei den einzelnen Arbeitsmarkt-Aggregaten bei alternativen Wirt-

schaftsabläufen unter den geltenden „Spielregeln“ und nach bisheriger Erfahrung zu er-
warten wäre, 

- welche Gegenmaßnahmen bei den verschiedenen Ansatzpunkten zur Vermeidung von 
Arbeitslosigkeit größeren Stils eventuell ergriffen werden könnten und 

- welche Auswirkungen von derartigen Maßnahmen – zumindest der Größenordnung nach 
-zu erwarten wären. 

Diesem Zweck dient das hier vorgelegte „Alternativen-Tableau“. Es zeigt, daß im Ernstfall 
zahlreiche Maßnahmen von der Bundesanstalt für Arbeit bzw. anderen politischen Instanzen 
ergriffen werden könnten, die eine im Gefolge der Energieversorgungskrise eventuell drohen-
de Arbeitslosigkeit verhindern oder zumindest in erträglichen Grenzen halten würden. Der-
artige Maßnahmen müßten dabei keineswegs im Widerspruch zu erklärten mittel- oder lang-
fristigen gesellschaftspolitischen Zielsetzungen stehen, sie könnten die Realisierung solcher 
Ziele im Gegenteil sogar beschleunigen helfen. 
Es sei ausdrücklich betont, daß die hier vorgelegten Berechnungen und Überlegungen der 
unterzeichneten Autoren keine offizielle Meinungsäußerung der Bundesanstalt für Arbeit dar-
stellen. 
Die Untersuchung wurde im IAB durchgeführt. 

Gliederung 
1. Vorbemerkung 
2. Alternativen-Tableau 
3. Maßnahmen und ihre Wirkungen 
 

3.1 Inländisches Erwerbspersonen-Potential 
3.2 Durchschnittliche effektive Jahresarbeitszeit 
3.3 Stunden-Produktivität 
3.4 Ausländische Arbeitnehmer 
3.5 Stille Reserven 
3.6 Arbeitslosigkeit und strukturpolitische 

Maßnahmen 
4. Literatur 

1. Vorbemerkung 
Wie die aktuelle wirtschafts- und konjunkturpolitische 
Diskussion zeigt, lassen sich gegenwärtig weder das 
Ausmaß der Energieversorgungskrise noch ihre kurz-
fristigen Auswirkungen auf Wirtschaftsablauf und 
Arbeitsmarkt realistisch quantifizieren. Hinzu kommt, 
daß schon allein die konjunkturelle Entwicklung im 
nächsten Jahr schwieriger abzuschätzen gewesen 
wäre als je zuvor. 
In dieser Situation haben kurzfristige Prognosen ver-
mutlich nur eine relativ kurze Lebensdauer. Viel 
schneller als bisher werden in den kommenden Mo-
naten neu hinzukommende Daten und Maßnahmen 
zur Revision von noch jeweils für aktuell gehaltenen 
Prognosen zwingen. Angesichts einer derartigen, bis- 
* Hans-Uwe Bach. Christian Brinkmann, Angelika Ernst, Peter Hürner, 

Hans Kohler, Lutz Reyher, Rudolf Riefers. Redaktionsschluß: 
17.12.1973. 

lang nicht erlebten Ungewißheit über die zukünftige 
Entwicklung werden die Anforderungen an die Flexi-
bilität der Arbeitsmarktpolitik größer sein denn je. 
Eine der wichtigsten Voraussetzungen zur Erfüllung 
dieser Anforderungen ist, daß die politischen Ent-
scheidungsträger rechtzeitig informiert sind über die 
strukturelle Ausprägung alternativer Entwicklungen, 
über mögliche Ansatzpunkte der Gegensteuerung 
sowie über die Größenordnungen der Effekte alter-
nativer Maßnahmen. 
Hilfreich sind jetzt vor allem Modellrechnungen, die 
trotz aller einschränkenden Ahnahmen derartige In-
formationen zu liefern vermögen. Strukturen, Ansatz-
punkte und Größenordnungen von Auswirkungen in 
diesem Sinne bei alternativen Entwicklungen am 
Arbeitsmarkt der Bundesrepublik Deutschland im 
nächsten Jahr aufzuzeigen, ist der Zweck dieser 
Studie. Sie enthält im Abschnitt 2 ein Rechenmodell 
(Alternativen-Tableau), mit dem zunächst auf der 
Basis bisheriger Erfahrungen und im Rahmen der 
geltenden „Spielregeln“ die Auswirkungen alternati-
ver Entwicklungen der gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktionsentwicklung auf die wichtigsten Arbeitsmarkt-
aggregate im Systemzusammenhang aufgezeigt wer-
den. Im Abschnitt 3 sind auf der Grundlage dieser 
politischen „Status-quo“-Modellrechnungen Ansatz-
punkte für politische Gegenmaßnahmen dargestellt, 
mit denen gegebenenfalls die wichtigsten Arbeits-
marktaggregate zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit 
größeren Umfangs beeinflußt werden könnten. Soweit 
möglich, wurden hierbei quantitative Auswirkungen 
der verschiedenen Maßnahmen abgeschätzt. Von 
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technisch-administrativen wie auch gesetzlichen Re-
striktionen, die der Einführung derartiger Maßnahmen 
entgegenstehen könnten, wurde hier bewußt ab-
strahiert. Es wird davon ausgegangen, daß derartige 
Restriktionen im Ernstfall rasch zu überwinden sind. 

2. Alternativen-Tableau 
Das nachstehende Tableau umspannt Entwicklungs-
raten der gesamtwirtschaftlichen Produktion (reales 
Bruttoinlandsprodukt) von + 2 % bis — 5 % (im Vor-
jahresvergleich). Die Obergrenze dieses Spektrums 
(+ 2%) entspricht dem, was — jedenfalls bis vor 
kurzem — nach allgemeiner Einschätzung 1974 ohne 
Ölversorgungskrise, also konjunkturell, zu erwarten 
gewesen wäre1). Auf Null Prozent bis leicht darunter 
lauten gegenwärtig alle Prognosen, die den „Öleffekt“ 
in die Betrachtung einbeziehen, soweit er sich heute 
überhaupt abschätzen läßt2). Die pessimistischeren 
Varianten dieses Tableaus gelten zwar heute nicht 
als wahrscheinlich. Andererseits ist nicht auszu-
schließen, daß Prognosen dieser Größenordnungen 
in den kommenden Monaten erstellt werden müssen, 
wenn sich mehrere negative Einflußfaktoren (Ver-
schärfung der Ölkrise, zunehmender Protektionismus, 
psychologisch bedingte Zurückhaltung bei Investoren 
und Konsumenten usw.) kumulieren sollten. 
Hierbei wurden die geltenden „Spielregeln“ und bis-
herige Erfahrungen über Verhaltensweisen zugrunde-
gelegt. Die Schwankungsbreiten der einzelnen Varia-
blen wurden zum Teil durch Querschnittsbetrachtung 
(z. B. Übernahme bisheriger Maximalwerte regionaler 
oder sektoraler Kurzarbeiterquoten) abgeschätzt. 

Zu den Ergebnissen 
Variante I: Anstieg des realen Bruttoinlandsprodukts: 2 % 
O Die Zuwachsrate der Stunden-Produktivität wur-

de mit +  4% relativ niedrig angesetztaufgrund der 
Überlegung, daß in diesem Falle noch relativ opti-
mistische Erwartungen für das übernächste Jahr 
mit entsprechendem „Horten“ von Arbeitskräften 
•gerechtfertigt wären. 

O Die hieraus resultierende Abnahme des Arbeits-
volumens um 2% wird nur knapp zur Hälfte 
(— 0,8 %) mit der „Arbeitszeitkomponente“ auf-
gefangen. Die Zahl der Erwerbstätigen geht hier-
nach um 1,2% (320000 Personen) zurück. 

1) Vgl. das Jahresgutachten 1973 des Sachverständigenrates zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. 

2) Wochenbericht  des Deutschen  Instituts für Wirtschaftsforschung, 
Nr. 51/73. 

3) Dem zu erwartenden Rückgang der inländischen Erwerbsquote – be-
zogen auf die inländische Wohnbevölkerung im Alter von mehr als 
14 Jahren – um 0,58 %-Punkte (260 000 Erwerbspersonen) steht eine 
durch das Wachstum der Wohnbevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
bedingte Zunahme der Erwerbspersonen um ca. 80000 gegenüber. 
Der Rückgang der Erwerbsquote erklärt sich folgendermaßen: 
a) Verschiebungen in der Alters- und Geschlechtsstruktur der in-

ländischen    Wohnbevölkerung    (demografische     Komponente): 
– 0,05 %-Punkte bzw. – 25 000 Erwerbspersonen. 

b) Inanspruchnahme der flexiblen Altersgrenze von 75 % der An-
spruchsberechtigten: –   0,18 %-Punkte bzw. – 80 000 Erwerbs-
personen. 

c) Verlängerte Ausbildungszeiten  im  Sekundarbereich: – 0,17%- 
Punkte bzw. – 70 000 Erwerbspersonen. 

d) Verlängerte Ausbildungszeiten im tertiären Bereich: – 0,08 %- 
Punkte bzw. – 35 000 Erwerbspersonen. 

e) Trendmäßiger Rückgang der Erwerbsneigung (vor allem Ruckgang 
der Alterserwerbstätigkeit und Zunahme der Erwerbstätigkeit 
verheirateter Frauen im Alter von 20—45 Jahren) per saldo: 
– 0,10 %-Punkte bzw. – 45 000 Erwerbspersonen. 

4) Bei   schlechter   Arbeitsmarktsituation   werden   sich   insbesondere 
Frauen, die nach einer Unterbrechung wieder in das Erwerbsleben 
eintreten wollten, in vermindertem Umfang um eine Arbeitsaufnahme 
bemühen. 

O Die Ausländerbeschäftigung würde bei dieser Ge-
samtentwicklung unter den Bedingungen des An-
werbestopps im Jahresdurchschnitt jedenfalls nicht 
zurückgehen. Da aber die Bestandszahl der aus-
ländischen Arbeitnehmer in der Bundesrepublik 
Deutschland am Jahresende 1973 höher ist als im 
Jahresdurchschnitt, bedeutet die hier für den 
Jahresdurchschnitt 1974 angenommene Zunahme 
um 30000 Personen bereits einen Rückgang der 
Bestandszahl im Laufe des Jahres 1974 um etwa 
100000 Personen. 

O Für die erwerbstätigen Inländer ergibt sich hieraus 
ein Rückgang um 1,5% (-350000 Personen). 

O Das inländische Arbeitskräftepotential würde um 
180000 Personen zurückgehen (demografische 
Komponente, Verlängerung der durchschnittlichen 
Bildungszeiten, mittlere Inanspruchnahme der 
„flexiblen Altersgrenze“)3). 

O Die „Stille Reserve“ würde weiterhin um 80000 
Personen auf 210 000 aufgebaut werden. 

O Aus diesen Annahmen resultiert eine Zahl von 
385 000 Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt 1974. 
Darin ist auch enthalten eine geringfügig erhöhte 
Zahl arbeitsloser Ausländer. 

Variante II: Zuwachsrate des Bruttoinlandsprodukts: ± 0 % 

O Die Zuwachsrate der Stundenproduktivität 
(+ 4½ %) entspricht dem Wert von 1967. Die Er-
Wartungen für das übernächste Jahr sind verhält-
nismäßig pessimistisch, Arbeitskräfte werden we-
niger gehortet. 

O Durch stärkeren Abbau von Überstunden und ver-
breitete Kurzarbeit geht die durchschnittliche 
Arbeitszeit je Erwerbstätigen etwas stärker zurück 
(-1,0%). 

O Der Rückgang der Zahl der Erwerbstätigen um 
rechnerisch 920000 Personen (-3,5%) teilt sich 
auf in 220000 Ausländer und 700000 Inländer. 
Bei den Ausländern beliefe sich der absolute Rück-
gang der Bestandszahl zwischen Jahresanfang 
und Jahresende 1974 auf rund 600000 Personen. 
Die spezifische Rückgangsrate bei den Aus-
ländern ist mit — 8.6 % vor allem aufgrund struk-
tureller Unterschiede bereits ausgeprägt höher als 
bei den Inländern (— 2,9 %). 

O Vornehmlich aufgrund verstärkter Ausschöpfung 
der Möglichkeiten der flexiblen Altersgrenze sowie 
einer geringfügig erhöhten Bildungsbeteiiigung 
(vor allem im Bereich der beruflichen Fortbildung) 
geht das inländische Arbeitskräftepotential etwas 
mehr (um 200 000 Personen) zurück. 

O Die „Stille Reserve“ wird wegen zunehmender 
„Entmutigungseffekte“4) um 200000 auf 330000 
Personen, also spürbar, rascher erhöht als in der 
ersten Variante. 

O Unter diesen Annahmen wäre 1974 mit gut 600000 
Arbeitslosen zu rechnen, 325000 mehr als im 
laufenden Jahr. Dabei wird angenommen, daß sich 
bereits ein etwas größerer Teil der beschäftigungs-
los gewordenen Ausländer hier arbeitslos melden 
würde (+ 35000). Die Arbeitslosenquote für In-
und Ausländer zusammen würde 2,7% betragen. 
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Variante Hl: 
Veränderungsrate des Bruttoinlandsprodukts: — 2 % 
O Stark abfallende Zukunftserwartungen drücken die 

Rate der Stundenproduktivität wieder hoch auf 
+ 5 %. 

O Durch weiteren Abbau von Überstunden und noch 
mehr Kurzarbeit geht die durchschnittliche Arbeits-
zeit noch etwas mehr um 1,2 % zurück. Die Zahl 
der Erwerbstätigen würde bei dieser Variante 
bereits um 5,7% bzw. 1,5 Mio. Personen ab-
nehmen. Die Ausländerbeschäftigung, so wird hier 
angenommen, ginge strukturell sowie verstärkt 
durch administrative Maßnahmen zur Verringerung 
der Ausländerbeschäftigung um 500000 (- 19,6 %) 
zurück. Die absolute Bestandsabnahme im Laufe 
des Jahres beliefe sich hier bereits auf rd. 1 200 000 
Personen. Außerdem würden 1 Mio, inländische 
Erwerbstätige per saldo ihren Arbeitsplatz ver-
lieren (- 4,2%). 

O Die Tendenzen zu frühzeitigem Ausscheiden aus 
dem Erwerbsleben und einer verstärkten Bildungs-
beteiligung würden sich verstärken, das inländi-
sche Potential ginge noch etwas stärker, nämlich 
um 220 000 Personen, zurück. 

O Analog zu früheren Erfahrungen im In- sowie im 
Ausland würde die „Stille Reserve“ auch bei dieser 
Größenordnung des Beschäftigungsrückganges 
weiter zunehmen (+310000 auf 440000 Perso-
nen). 

O Für den Jahresdurchschnitt 1974 resultiert aus 
diesen Annahmen eine Zahl von 830 000 Arbeits-
losen (Arbeitslosenquote: 3,8 %). Darunter, so wird 
hier geschätzt, befinden sich rund 100000 Aus-
länder. 

Variante IV: 
Veränderungsrate des Bruttoinlandsprodukts: — 5 % 
O Bisherigen Erfahrungen zufolge wird hier ange-

nommen, daß der Produktivitätsanstieg bei einem 
derartigen Schrumpfungsprozeß vor allem auf-
grund zunehmender Friktionen und struktureller 
Gründe (zunehmender Angestelltenanteil) wieder 
leicht zurückbleiben würde: + 4 %. 

O Der Rückgang in der durchschnittlichen Arbeitszeit 
(— 1,3 %) wird nur unwesentlich stärker, weil dem 
Abbau von Überstunden usw. der (positive) Struk-
tureffekt des Abbaus von Teilzeitarbeit tendenziel! 
entgegenwirkt. 

O Daraus resultiert ein Rückgang der Erwerbstäti-
genzahl um 2,0 Mio. Personen (— 7,6 %). Nach 
dieser Einschätzung wäre mit einem Rückgang der 
Ausländerbeschäftigung um rund 30 % zu rechnen, 
so daß sich für die Inländer eine Abnahmerate von 
gut 5 % ergäbe (— 1,25 Mio. Personen). Zwischen 
Jahresanfang und Jahresende bedeutet dies einen 
Bestandsrückgang um 1 700 000 Ausländer. 

O Unter Ausschöpfung der geltenden Bestimmungen 
würde das inländische Potential kräftiger zurück-
gehen, nämlich um schätzungsweise 280 000 Per-
sonen. 

O Unter diesen Bedingungen würde die „Stille Re-
serve“ bereits eine halbe Million Personen be-
tragen. 

5) In den Varianten II bis IV wurde unterstellt, daß sich ein Teil der mit 
den folgenden Maßnahmen erreichbaren Entzuqseffekte bereits ohne 
diese Maßnahmen durch entsprechende Verhaltensänderungen 
ergibt. 

O Die Zahl der Arbeitslosen würde die Millionen-
grenze überschreiten, die Arbeitslosenquote nahe 
bei 5 % liegen. Der Anteil der Ausländer an den 
Arbeitslosen insgesamt würde weiter leicht zu-
nehmen. 

3. Maßnahmen und ihre Wirkungen 
Zur Verhinderung von Arbeitslosigkeit in dem hier 
bei den einzelnen Varianten dargestellten Ausmaß ist 
eine Reihe von Maßnahmen zur Beeinflussung der 
einzelnen Variablen vorstellbar, für die hier Ansatz-
punkte und, soweit möglich, Größenordnungen der 
Auswirkungen aufgezeigt werden. Diese Maßnahmen 
sollten grundsätzlich O  nicht zur Konservierung 
überholter Strukturen beitragen, 
O nicht die anzustrebende Entwicklung des inländi-

schen Arbeitskräftepotentials über das nächste 
Jahr hinaus beeinträchtigen, 

O mit erklärten und gesetzlich fixierten gesellschafts-
und arbeitsmarktpolitischen Zielsetzungen verein-
bar sein, also u. a. soweit als möglich zu einer 
Höherqualifizierung der Beschäftigten beitragen 
(Verbindung von arbeitsmarkt- und bildungspoli-
tischen Zielsetzungen im Sinne des Bildungs-
gesamtplans) und schließlich 

O dem allgemeinen Postulat der Gerechtigkeit ent-
sprechen. 

Es sollte nach Möglichkeit versucht werden, ge-
gebenenfalls aus der Not eine Tugend zu machen und 
insbesondere die Gelegenheit einer konjunkturpoli-
tisch erwünschten Potentialreduktion zu nutzen, um 
die Realisierung gesellschafts- und arbeitsmarktpoli-
tischer Zielsetzungen mittel- bis langfristiger Natur 
einen Schritt voranzubringen. 
3.1 Inländisches Erwerbspersonen-Potential 
Bei einem   stärkeren Rückgang der Beschäftigung 
besteht die  Möglichkeit, das  inländische  Erwerbs-
personen-Potential über den in Variante l erwarteten 
Umfang von 180000 Personen hinaus kurzfristig um 
maximal  600000   Personen   zu   reduzieren.   Dieser 
Entzugseffekt läßt sich durch eine verstärkte Bildungs-
beteiligung erreichen (Erstausbildung im Sekundar-
bereich und im  tertiären Bereich, Fortbildung, Um-
schulung) sowie durch einen verstärkten Rückgang 

der Alterserwerbstätigkeit (Inanspruchnahme der fle-
xiblen Altersgrenze, vorgezogene Verrentung, Rück-
gang der Erwerbstätigkeit bei den über 65jährigen)5). 
Im einzelnen ist an folgende kurzfristig wirksamen 
Maßnahmen zur Reduzierung des inländischen Er-

werbspersonen-Potentials zu denken: O Verstärkte 
Förderung der beruflichen Fortbildung (in 

Vollzeitmaßnahmen), wobei kurzfristig (für 1974) 
relativ enge Kapazitätsgrenzen  von seiten des 
Lehrgangsangebots angenommen werden müssen. 
Bei einer Ausweitung in der Größenordnung von 

150% der (sehr starken) Zunahme, die von 1970 auf 
1971 zu verzeichnen war, ergibt sich auf Jahresbasis 

ein Entzugseffekt von etwa 40 000 Erwerbspersonen. 
Eine Schwerpunktförderung von Arbeitslosen ist 

möglich (Werbung, Bereitstellung eines 
entsprechenden Lehrgangsangebots). O Verstärkte 

Förderung der beruflichen Umschulung (bei gleichen  
Annahmen wie bei der Förderung der beruflichen 
Fortbildung beträgt der Entzugseffekt etwa 15 000 

Erwerbspersonen). 
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O Längere schulische Ausbildung: Vorwegnahme der 
im Rahmen des Bildungsgesamtplans vorgesehe-
nen Expansion im Bereich der Erstausbildung um 
ein Jahr. Der Entzugseffekt von 100000 Erwerbs-
personen wirkt im ersten Jahr zwar rein rech-
nerisch voll im Sinne einer. Verringerung des 
Erwerbspersonen-Potentials, aber nur, weil Aus-
zubildende als Erwerbstätige gezählt werden, 
Schüler in weiterführenden allgemeinbildenden 
und berufsbildenden Schulen jedoch nicht. Eine 
unmittelbare Sogwirkung auf die Erwerbstätigkeit 
kann zunächst nur im Umfang der ausbildungs-
fremden Tätigkeiten von Auszubildenden erwartet 
werden. Der sich aus der Verlängerung der Aus-
bildungszeit ergebende Entzugseffekt wird weit-
gehend erst in den folgenden Jahren wirksam. 
Regionale Schwerpunkte (z.B. Einführung des 
Berufsgrundbildungsjahres in einzelnen Bundes-
ländern) sind möglich. 

O Stärkere Inanspruchnahme der flexiblen Alters-
grenze: Durch Propagierung oder gesetzliche Re-
gelung läßt sich die Inanspruchnahme von gegen-
wärtig 75% der Anspruchsberechtigten auf maxi-
mal 100 % erhöhen (zusätzlicher Entzugseffekt bis 
zu 50 000 Erwerbspersonen). 

O Vorgezogene Verrentung aller 60- bis 63jährigen, 
die länger als ein Jahr arbeitslos sind (Entzugs-
effekt knapp 15 000 Erwerbspersonen)6). 

O Vorziehen des Anspruchs auf Altersruhegeld für 
alle diejenigen, die im Laufe des Jahres 1974 das 
Rentenalter erreichen, auf den Anfang des Jahres 
1974 (Entzugseffekt bis zu 350 000 Erwerbsperso-
nen, vorausgesetzt, eine entsprechende gesetz-
liche Regelung träte bereits Anfang 1974 in Kraft). 

O Beschleunigung des trendmäßigen Rückgangs der 
Alterserwerbstätigkeit bei den über 65jährigen im 
Umfang der Entwicklung von einem Jahr (Entzugs-
effekt etwa 35 000 Erwerbspersonen). 

3.2 Durchschnittliche effektive Jahresarbeitszeit 
Grundsätzlich ist die „Arbeitszeitkomponente“ (durch-
schnittliche Jahresarbeitzeit je Erwerbstätigen) trotz 
entgegenstehender bisheriger Erfahrung — gesamt-
wirtschaftlich waren die Schwankungen der durch-
schnittlichen Arbeitszeit in der Vergangenheit in der 
Bundesrepublik Deutschland sehr gering — potentiell 
eine der ergiebigsten Instrumentvariablen zur Ver-
meidung von Arbeitslosigkeit. Im vorliegenden Zu-
sammenhang werden folgende Determinanten der 
Jahresarbeitszeit je Erwerbstätigen in die Betrachtung 
einbezogen: durchschnittliche tarifliche Wochenar-
beitszeit, Überstunden, Kurzarbeit, Teilzeitarbeit, Ur-
laub, Bildungsurlaub, unbezahlter Urlaub. 
O Durchschnittliche tarifliche Wochenarbeitszeit: 

Soweit sektoral — in Stufenplänen oder anders — 
Verkürzungen der tariflichen Wochenarbeitszeit 
von den Tarifvertragspartnern vereinbart sind oder 
solche Vereinbarungen in Aussicht stehen, könnten 
diese Wochenarbeitszeitverkürzungen nach Mög-
lichkeit in das Jahr 1974 vorgezogen werden, ins-
besondere in Wirtschaftsbereichen, die vom Be-
schäftigungsrückgang bedroht sind. 

6) Auf freiwilliger Basis kann nach geltendem Recht von dieser Mög-
lichkeit schon jetzt Gebrauch gemacht werden. Der zusätzliche Ent-
zugseffekt ist daher gering. 

7) Statistisches Bundesamt, Fachserie M, Reihe 15, l, Arbeitsverdienste 
1965-1967. 

8) Vgl. ANBA, Arbeitsstatistik 1972, Jahreszahlen. 

O  Überstunden: 
Soweit die amtliche Statistik erkennen läßt, ist das 
Ausmaß von geleisteten Überstunden in der Indu-
strie selbst 1967, als die Beschäftigtenzahl in der 
Industrie um 6,5 % zurückging, nur zur Hälfte ab-
gebaut worden. Ein generelles Verbot von Über-
stunden, das freilich Sonderregelungen für unver-
meidbare Ausnahmefälle vorsehen müßte, würde 
gesamtwirtschaftlich schätzungsweise einen Ar-
beitsvolumeneffekt von knapp einem Prozent-
Punkt haben7). 

O  Kurzarbeit: 
Der Arbeitsvolumeneffekt der von der Bundes-
anstalt finanzierten Kurzarbeit war auch in der Re-
zession 1966/67 sehr gering: Durch die Kurzarbeit 
von im Jahresdurchschnitt rd. 143000 Kurzarbei-
tern (0,7 % aller Arbeitnehmer) wurde das ge-
samtwirtschaftliche Arbeitsvolumen nur um 0,1 % 
verringert8). Wenn Kurzarbeit einzelbetrieblich in 
vielen Fällen auch keine Alternative zu Entlassun-
gen darstellt, so gilt dies doch zweifellos in vielen 
Wirtschaftsbereichen und für viele Beschäftigten-
gruppen. Dabei müßte jedoch einem Mißbrauch 
derartiger Regeln im Sinne einer allgemeinen 
Lohnsubvention entgegengewirkt werden. 
Die quantitativen Effekte einer starken Inanspruch-
nahme der gesetzlichen Kurzarbeitsregeln wären 
beträchtlich: Würde bei 10% aller Beschäftigten im 
Jahresdurchschnitt die übliche Arbeitszeit um ein 
Zehntel eingeschränkt werden, so käme dies 
einem Arbeitsvolumenrückgang von einem Prozent 
bzw. einer Zahl von knapp 300 000 Arbeitslosen 
gleich. 

O Teilzeitarbeit: 
Das Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen könnte ein-
mal überhaupt für Männer und zweitens für qualifi-
zierte Arbeitskräfte beiderlei Geschlechts beträcht-
lich erhöht werden. Dabei sollte der öffentliche 
Dienst beispielhaft vorangehen. Hier könnten spür-
bare Arbeitsmarkteffekte ohne nennenswerte 
Mehrkosten (insbesondere ohne Stellenmehrun-
gen) erreicht werden. Bei Frauen besteht ein das 
Angebot bei weitem übersteigender Bedarf an 
Teilzeitarbeitsplätzen und ebenso besteht ein be-
trächtlicher Bedarf bei behinderten — auch bei deri 
männlichen — Erwerbstätigen. Wenn nur 10% der 
behinderten männlichen Erwerbstätigen (insge-
samt sind es knapp 2 Mio. Personen) in eine von 
ihnen gewünschte Teilzeitbeschäftigung über-
wechseln könnten, hätte dies einen Entzugseffekt 
von 100 000 Personen (Vollzeitarbeitskräfte). 

O  Urlaub: 
Alle Möglichkeiten einer Urlaubsverlängerung (ta-
rifliche Verlängerung des allgemeinen Urlaubs, 
Bildungsurlaub, freiwilliger unbezahlter Urlaub für 
verschiedene Vorhaben usw.) könnten forciert im 
Jahre 1974 genutzt werden. 

3.3 Stunden-Produktivität 
Die Zuwachsrate des realen Bruttoinlandsprodukts je 
Erwerbstätigenstunde (Stunden-Produktivität) hat 
seit den 60er Jahren im Durchschnitt bei knapp 5½ % 
pro Jahr gelegen. Angesichts der jetzt gerechtfertig-
ten Erwartungen für 1974 und 1975 wird hier von einer 
mittleren Zunahme der Stunden-Produktivität zwi-
schen 4 und 5 % ausgegangen. 

285 



Würde man ausschließlich die kurzfristige Entwick-
lung am Arbeitsmarkt im Auge haben, so wäre eine 
möglichst niedrige Zuwachsrate der Stunden-Pro-
duktivität im Jahre 1974 wünschenswert. In diesem 
Fall könnten die Auswirkungen eines Wachstumsver-
lustes auf das nachgefragte Arbeitsvolumen gering 
gehalten werden. Inwieweit dies durch wirtschaftspoli-
tische Maßnahmen herbeigeführt werden soll, muß 
aber unter Berücksichtigung folgender Einschränkun-
gen beurteilt werden: 
O Wirtschaftspolitische Maßnahmen sollten kurz-

fristig zu keiner Minderung der Produktions- und 
Investitionstätigkeit führen. 

O Wirtschaftspolitische Maßnahmen sollten mittel-
und langfristig zu keiner Minderung des Produktivi-
tätswachstums und des technischen Fortschritts 
führen. Anders zu beurteilen sind allerdings ge-
samtwirtschaftlich „negative“ Struktureffekte in 
der Entwicklung der Produktivität (im hier ver-
wandten Sinn) infolge gesellschaftspolitisch wün-
schenswerter Verlagerungen der Produktions- und 
Investitionstätigkeit in weniger „produktive“ Wirt-
schaftsbereiche. Solche negativen Struktureffekte 
sind z. B. bei einem verstärkten Ausbau des staat-
lichen Gesundheitswesens und des Bildungs-
bereiches sowie — im Bereich der Unternehmen 
selbst — bei Investitionen zur Verbesserung des 
Umweltschutzes zu erwarten. Namentlich der Aus-
bau des Gesundheitswesens setzt aber voraus, 
daß die Arbeitsbedingungen durch gesetzliche und 
tarifliche Änderungen verbessert werden. 

Abgesehen hiervor verbleiben als weitere mögliche 
Maßnahmen zur kurzfristigen Verminderung des Pro-
duktivitätswachstums ohne unerwünschte Auswirkun-
gen auf die mittel- und langfristige Entwicklung 
O eine Politik der „moral suasion“, die die Beschäf-

tiger dazu bewegen könnte, auch bei ungünstigen 
Entwicklungen und Erwartungen Entlassungen von 
Arbeitskräften zurückhaltend vorzunehmen; 

O Tarifabschlüsse zwischen den vertragschließen-
den Parteien, die durch entsprechende Arbeits-
zeitregelungen gleichzeitig eine Humanisierung 
der Arbeitsbedingungen mit sich bringen (z. B. im 
Sinne von Pausenregelungen bei Fließbandferti-
gung). 

3.4 Ausländische Arbeitnehmer 
Die in dem Tableau ausgewiesenen relativ starken 
Rückgänge der Ausländerbeschäftigung bei alterna-
tiver Gesamtentwicklung wären angesichts des schon 
bestehenden Anwerbestopps für Ausländer aus Nicht-
EG-Ländern angesichts der Erfahrung von 1967 und 
der gegenwärtigen Verteilung der Ausländer auf Sek-
toren und Beschäftigten- und Qualifikationsgruppen 
ohne weitere Beeinflussung zu erwarten. 
Weitere Maßnahmen zum verstärkten Abbau der Aus-
iänderbeschäftigung scheinen angesichts ihrer ohne-
hin gegebenen Benachteiligung sowie der weiteren 

9) Es gibt nur grobe Anhaltspunkte für die Zahl der im Laufe eines Jahres 
erwerbstätigen Schüler und Studenten sowie für die Dauer ihrer 
Erwerbstätigkeit. Die Arbeit derjenigen Studenten, die während der 
Ferien oder in der Vorlesungszeit laufend über 30 Stunden pro Woche 
arbeiten, summiert sich zu etwa 15 000 Jahresarbeitskräften. Da bei 
ihnen die Finanzierung des Studiums ganz oder teilweise von der 
Erwerbstätigkeit abhängen dürfte, werden sie — im Gegensatz zu 
Studenten und Schülern mit Ferienarbeit im üblichen Umfang — bei 
Erwerbslosigkeit nicht ohne weiteres in die Stille Reserve übergehen. 

Entwicklung des inländischen Potentials und der z.T. 
starken Abhängigkeit einzelner Wirtschaftsbereiche 
von der Ausländerbeschäftigung sowie aller bisheri-
gen Integrationsbemühungen nicht vertretbar zu sein. 
Es wird angenommen, daß ein Abbau der Ausländer-
beschäftigung überwiegend zu einer Rückwanderung 
in die Heimatländer und nur zum Teil zu einer Er-
höhung der ausländischen Arbeitslosen in der Bun-
desrepublik Deutschland führt. Hierbei kann es sich 
jedoch nur um eine grobe Schätzung handeln, da im 
Hinblick auf den „Einwanderungsstopp“ auch Verän-
derungen der üblichen Rückwanderungen zu erwarten 
sind. 

3.5 Stille Reserven 

Die Stille Reserve gehört zum Erwerbspersonen-
potential. Es handelt sich um Arbeitslose, die sich 
nicht beim Arbeitsamt arbeitslos melden, obwohl sie 
bei einem entsprechenden Angebot an Arbeitsplätzen 
eine Beschäftigung aufnehmen würden. Vorausset-
zung für dieses Verhalten ist, daß die betreffenden 
Erwerbspersonen aufgrund sonstiger Familienein-
künfte (Erwerbstätigkeit des Ehepartners, Einkünfte 
aus Renten, Vermögen etc.) zur Existenzsicherung 
nicht auf eine Erwerbstätigkeit angewiesen sind. Es 
wäre zwar denkbar, die Stille Reserve gesetzlich oder 
durch den Druck der Tarifpartner zu erhöhen, um per 
saldo die Zahl der Arbeitslosen zu verringern. Dies 
würde jedoch bedeuten, bestimmte Gruppen (z. B. 
„Doppelverdiener“) vom Arbeitsmarkt zwangsweise 
auszuschließen. Derartige beschäftigungspolitisch un-
erwünschte Maßnahmen wären jedoch allenfalls bei 
einem extremen wirtschaftlichen Zusammenbruch zu 
vertreten und scheiden somit als kurzfristige beschäf-
tigungspolitische Maßnahme für das Jahr 1974 aus. 
Die Stille Reserve besteht vor allem aus verheirateten 
Frauen im Alter von 20-45 Jahren (1967 waren es z. B. 
165 000 von insgesamt damals 300 000 Personen). 
Hinzu kommen maximal 20000 Schüler und Studenten 
(bei insgesamt – auf Jahresarbeitskräfte umgerech-
net – 35 000 erwerbstätigen Schülern und Studenten), 
die bei einer entsprechenden Arbeitsmarktsituation in 
die Stille Reserve übergehen dürften9). 
Aus früheren Erfahrungen in Deutschland und der 
Situation in westlichen Industriestaaten mit hoher 
Arbeitslosigkeit in den 60er Jahren (England) läßt sich 
entnehmen, daß bei einer starken Zunahme der Ar-
beitslosigkeit (bis in die Größenordnung von 1 Mio. 
Arbeitslosen) Stille Reserven in beträchtlicher Grö-
ßenordnung entstehen können. 
Nach einer Vorausschätzung der Nachfrage nach Er-
werbstätigen, des Inländer-Erwerbspersonenpoten-
tials und der Ausländerbeschäftigung ergibt sich die 
Summe der inländischen Arbeitslosen und Stillen 
Reserven in der Arbeitsmarktbilanz als „Restgröße“. 
Bei der Aufteilung dieser Summe wurde angenom-
men, daß die Stillen Reserven und inländische Ar-
beitslose zunächst im Verhältnis von etwa 1:1 zu-
nehmen (Variante l). 
In den Varianten II-IV wird unterstellt, daß sich das 
Verhältnis von Arbeitslosen zu Stillen Reserven in 
Richtung 2:1 verändert, da der Anteil der Entlassenen 
mit Versicherungsanspruch bei zunehmendem Be-
schäftigungsrückgang zunächst steigt. Außerdem läßt 
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die Entwicklung der Frauenerwerbstätigkeit in den 
letzten Jahren vermuten, daß der Einschaltungsgrad 
der Arbeitsämter bei Erwerbslosigkeit tendenziell 
steigt. 

3.6 Arbeitslosigkeit und strukturpolitische Maßnahmen 
Trotz aller vorangehend dargestellten Möglichkeiten, 
Arbeitslosigkeit von vornherein zu vermeiden oder zu 
vermindern, kann es notwendig werden, durch ge-
zielte Eingriffe gravierende Einbrüche bei der Be-
schäftigung in einzelnen Regionen und/oder Sektoren 
zu beseitigen. Dabei kann versucht werden, die zu-
nächst für das kurzfristige Ziel der Beseitigung von 
Arbeitslosigkeit notwendigen Maßnahmen möglichst 
auch an längerfristigen strukturpolitischen Über-
legungen auszurichten. 
Hierfür käme vor allem ein verstärkter Einsatz der bis-
her üblichen Maßnahmen zur Erhaltung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen in Betracht. Grundsätzlich müßte 
zwar der Mitteleinsatz in kurzfristiger Sicht dort erfol-
gen, wo es regional und sektoral am dringlichsten 
erscheint. Dennoch sollte den raumordnungs- und 
regionalpolitischen Zielen zugleich Rechnung getra-
gen werden, was den Einsatz von Fördermitteln eher 
in größeren Orten, vor allem auch in gewerblichen 
Schwerpunktorten bedeutet. Schließlich sollten sek-
torale und betriebliche Gesichtspunkte beachtet 
werden. 
Die folgenden Kriterien, die bei einer Beteiligung der 
Bundesanstalt für Arbeit an der Gemeinschaftsauf-
gabe zur Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur Anwendung finden sollen10), können auch im 
vorliegenden Zusammenhang zur Anwendung kom-
men. Je nach der gegebenen Arbeitsmarktsituation 
wären dabei mehr oder weniger strenge Maßstäbe bei 
der Auswahl der Förderprojekte anzulegen: 
1. Keine Verstärkung von MonoStrukturen: In sektoral 

einseitig strukturierten Schwerpunktorten bzw. 
Arbeitsmärkten sollte ein zu fördernder Betrieb 
nicht einem Wirtschaftszweig angehören, in dem 
bereits die Mehrzahl oder ein deutlich überwiegen-
der Teil der Erwerbstätigen beschäftigt ist. 

10) Ernst, Angelika: Entwicklung von Kriterien für die Vergabe von Mitteln 
der Bundesanstalt für Arbeit zur regionalen Wirtschaftsförderung 
(Arbeitstitel). Veröffentlichung voraussichtlich in: MittAB 2/74. — Die 
Beurteilungskriterien können anhand folgender Fundstellen 
quantifiziert werden (in lfd. Reihenfolge, wie im Text): zu 1.: Anteile der 
Beschäftigten nach Wirtschaftszweigen an der Beschäftigung 
insgesamt. Vergleich Bundesergebnisse mit Kreisergebnissen 
(Arbeitsstättenzählung 1970 und Industrieberichterstattung; 
Bundesergebnisse: Statistisches Bundesamt, (Hrsg.): Fachserie C, 
Einzelveröffentlichungen: Arbeitsstättenzählung 1970, und FS. D: 
Industrie und Handwerk, Reihe 1: Betriebe und Unternehmen der 
Industrie. Kreisergebnisse: Veröffentlichungen der Statistischen 
Landesämter). 
zu 2.: Beschäftigtenentwicklung nach Wirtschaftszweigen ab 1961 im 
Bundesgebiet (Arbeitsstättenzählungen 1961, 1970 und Industrie-
berichterstattung). 
zu 3.: Anteile der ungelernten und angelernten Arbeiter an den Be-
schäftigten insgesamt nach Industriegruppen im Bundesgebiet (Indu-
strieberichterstattung September 1970 f., Fachserie D, Reihe 4). zu 4.: 
Anteile der weiblichen Beschäftigten an den un- und angelernten 
Arbeitern nach Industriezweigen im Bundesgebiet (Industrie-
berichterstattung September 1970 f., Fachserie D, Reihe 4). zu 6: 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (Hrsg.) und Institut für 
Raumordnung (Bearb.: G. Kroner, K. Schliebe u. a., nach Erhebungen 
der Bundesanstalt für Arbeit): Standortwahl und Entwicklung von 
Industriebetrieben sowie Stillegungen in der Bundesrepublik 
Deutschland mit Berlin (West) von 1955 bis 1967, Bonn 1973; Dto.: 
Standortwahl der Industriebetriebe in der Bundesrepublik Deutschland. 
Verlagerte, neu errichtete und stillgelegte Industriebetriebe in den 
Jahren 1968 und 1969; Bonn 1971. zu 8.: Durchschnittliche 
Bruttostundenverdienste der Arbeiter und durchschnittliche 
Bruttomonatsverdienste der Angestellten nach Wirtschaftszweigen, 
jeweils für Bundesländer und Leistungsgruppen (Statistisches 
Bundesamt: Fachserie M: Preise, Löhne, Wirtschaftsrechnungen, 
Reihe 15: Arbeitnehmerverdienste in Industrie und Handel). 

 

2. Keine Verstärkung von Strukturschwächen: Der 
Betrieb sollte nicht einem Wirtschaftszweig ange-
hören, der in der Vergangenheit im Bundesgebiet 
eine stark rückläufige Beschäftigtenentwicklung 
aufweist. 

3. Die Qualifikationsstruktur der Arbeitsplätze in dem 
zu fördernden Betrieb sollte nicht ungünstiger sein 
als im Bundesdurchschnitt des betreffenden Wirt-
schaftszweiges. Dies wäre dann der Fall, wenn der 
Anteil der Arbeitsplätze für un- und angelernte 
Arbeitskräfte des Betriebes deutlich  über  dem 
entsprechenden  bundesdurchschnittlichen Anteil 
des Wirtschaftszweiges liegt. 

4. Zur Frauenbeschäftigung: Wenn bei dem zu för-
dernden Betrieb Arbeitsplätze niedriger Qualifika-
tion zu einem überdurchschnittlich hohen Prozent-
satz mit weiblichen Arbeitskräften  besetzt sind 
bzw. besetzt werden sollen, dann ist dies negativ 
zu werten (Maßstab: der bundesdurchschnittliche 
Anteil im entsprechenden Wirtschaftszweig). 

5. Bevorzugung von Hauptbetrieben vor Zweigbe-
trieben. 

6. Schaffung  von Dauerarbeitsplätzen: Hohe Still- 
legungsquoten bereits in der Vergangenheit sind 
negativ zu werten. 

7. Die Produktionstechnik des Betriebes bzw. Be-
triebsteils sollte auf angemessenem  technologi-
schem Niveau liegen. 

8. Das Lohnniveau des Betriebes sollte nicht unter 
dem branchenüblichen Lohnniveau im jeweiligen 
Bundesland Hegen. 

Insgesamt sollte, bei aller.aktueller Dringlichkeit, mög-
lichst keine Förderung betrieben werden, die bereits 
auf mittlere Frist zur Dauersubvention von Grenz-
betrieben und schrumpfenden Branchen führt. 

4. Literatur 
Das IAB hat in den vergangenen Jahren einige Arbeitsergebnisse 
vorgelegt, die für die Analyse der Arbeitsmarktwirkungen der 
Energieversorgungskrise wie auch für die Beurteilung der zu er-
greifenden Maßnahmen verwertet werden können. Es wird nicht 
überraschen, daß auch einige Beiträge aus den ersten Arbeits-
jahren des Instituts (unmittelbar nach der Rezession von 1967) 
darunter sind. 

 

287 



 

288 


